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Anlage Y.

An das Großherzogliche hochpreißliche Miniſterium des Innern .

Gehorſamſter Bericht .

Die Errichtung einer Zettelbank für das Groß —

herzogthum Baden betreffend .

Dem erhaltenen Auftrage gemäß haben wir den von Hofrath Forsboom - Brentano zu Frankfurt

a . . , Ladenburg und Söhne und Fried . Lauer sen . zu Mannheim überreichten Entwurf der Statuten

und des Reglements einer Bank für das Großherzogthum Baden geprüft .

Dieſer Entwurf — der gedruckte in Verbindung mit dem ſchriftlichen Nachtrage vom 10 . Auguſt
v. J . —beabſichtigt die Gründung einer Zettelbank mit einem Kapitale von 10 Millionen Gulden und

mit der Beſtimmung , alle zur Beförderung des Ackerbaues , der Induſtrie und des Handels dienlichen

Geſchäfte zu treiben . Von Banknoten thut der gedruğte Entwurf feine Erwähnung . Sogenannte Giro —

ſcheine ſollten an ihre Stelle treten . Der ſchriftliche Nachtrag vom 10 . Aug . v. J . fordert aber ausdrück —

lich das ausſchließliche Recht , Banknoten , deren kleinſte Stücke auf 5 fl. lauten , bis zum Betrage von

F5tel des einbezahlten Bankkapitals auszugeben .

Wir haben uns die Frage vorgelegt , ob es überhaupt wünſchenswerth iſt , daß eine Zettelbank im

Großherzogthum errichtet wird , und welche Forderungen wir aus volkswirthſchaftlichen und financiellen

Gründen an eine Zettelbank zu ſtellen haben . Wir mußten zur Erörterung dieſer Frage die Wirkſamkeit
der Zettelbanken und deren Folgen näher in das Auge faſſen .

Die Banken , ohne Unterſchied , ob ſie Zettel ausgeben oder nicht , treiben gewöhnlich folgende Ge —

ſchäfte :

1) ſie discontiren Wechſel und andere Papiere ;

2 ) ſie geben Fauſtpfanddarlehen ;

3 ) ſie nehmen Geld und Forderungen zum Einzuge auf lauffnde Rechnung an und vollziehen die Ber -

fügungen des Gläubigers auf ſein Guthaben ;

J ) ſie nehmen Urkunden und Koſtbarkeiten in Verwahrung ;

5) ſie handeln mit Gold und Silber .

Darlehen auf Unterpfand geben die meiſten Banken nicht .

Durch die Discontirung gelangt der Eigenthümer eines Papiers gegen mäßigen Abzug in den Beſitz

ſeines Guthabens vor der Verfallzeit und wird in Stand geſetzt , ſein Kapital ſogleich wieder in ſein

Geſchäft oder zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten zu verwenden und ſein Gewerbe — unter Benutzung

günſtiger Umſtände — raſcher und in größerer Ausdehnung zu betreiben . Sie nützt ſo , wenn ſie unpar⸗
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theiiſch geübt wird und keine unproductiven oder ſchwindelhaften Geſchäfte begünſtigt , ſchadet aber , wenn

ſie dem einen Gewerbsmanne Vorſchub thut , dem anderen dagegen durch Verweigerung des gleichen Vor —

theils die Concurrenz erſchwert , oder ſich auf Wechſel erſtreckt , welche nicht auf Waarengeſchäften beruhen ;
wie Bankverwaltungen nicht ſelten die mächtigen Aktionäre und deren Freunde begünſtigen , während ſie

deren Concurrenten zurückweiſen und — um ein müßiges Kapital zinstragend zu machen — durch Dis —

contirung bodenloſer Wechſel oder durch niedrigen Discont zu Unternehmungen anregen , wozu weder Ka —

pital und Geſchick, noch Bedürfniß vorhanden iſt .

Fauſtpfanddarlehen , ſofern ſie dem Entleiher aus einer augenblicklichen Verlegenheit helfen oder ihm
die Mittel verſchaffen , um einen günſtigen Zeitpunkt oder eine vortheilhafte Conjunctur zum Einkaufe zu

benutzen , thun gute Dienſte , wogegen ſie , der Verſchwendung oder Glücksjägerei gewährt , nicht nur wirth —

ſchaftlich , ſondern auch ſittlich nachtheilig wirken . — Fauſtpfanddarlehen auf Fabrifate bei Mangel an Mb -

ſatz , ſo erſprießlich ſie der Induſtrie zu ſein ſcheinen , ſofern ſie die Fortſetzung des Geſchäftsbetriebs er —

möglichen , ſind dennoch ſehr bedenklich , weil ſie leicht die Ueberproduktion begünſtigen und die Kriſe derge —

ſtalt ſteigern , daß der Fabrikation bald nur deſto engere Schranken geſetzt und die Waaren bei der ver —

mehrten Verlegenheit um jeden Preis losgeſchlagen werden müſſen .

Das Contoeurrentgeſchäft der Banken iſt in mehrfacher Hinſicht vortheilhaft . Die Kaſſenvorräthe ,
welche ſich die Geſchäftsleute in Ermanglung deſſelben halten müßten , ſammeln ſich bei der Bank zu pro —

duktiven Kapitalien ; da , wenn ſie vereint ſind , ein Theil derſelben für die täglichen Anforderungen hin —
reicht , der Mehrbetrag aber zu anderweiten Bankgeſchäften verwendet wird . Der Geſchäftsmann iſt der

Mühe entledigt , ſeine Forderungen einzuziehen ; er iſt ſicher vor Entwendung und ſpart das Kaſſengeſchäft .
Statt baar zu zahlen , gibt er nur eine Anweiſung auf die Bank , welche wieder nicht ſelten die Forderung

durch bloſe Gutſchrift auf dem Konto des Inhabers der Anweiſung berichtigt . — Dieſe Wirkung iſt gleich ,
ob die Bank dem Einleger von ſeinem Guthaben Zinſen vergütet , oder nicht . Sofern dieſe aber weit zahl —

reichere und ſtärkere Einlagen erwarten darf , wenn ſie Zinſen bezahlt , ſo iſt dies in volkswirthſchaftlicher
Beziehung nur in dem Falle ein neuer Nutzen , wenn es an anderer , eben ſo guter Gelegenheit zur vor —

übergehenden verzinsbaren Unterbringung ſolcher Baarſchaften fehlte .
Die Bewahrung der Urkunden und Koſtbarkeiten in den Bankgewölben erhöht die Sicherheit des

Eigenthums und gereicht insbeſondere Reiſenden zu großer Beruhigung .
In Gold und Silber handeln die Banken , zunächſt um für ihr Bedürfniß in dieſen Metallen zu

ſorgen , zugleich aber mit der Bedachtnahme , erheblichen Schwankungen des Gold - und Silberpreiſes ent —

gegen zu wirken .

Wenn eine Bank Darlehen auf Unterpfand gibt , ſo überſchreitet ſie eigentlich den kaufmänniſchen
Geſchäftskreis der Banken und tritt mit einem Theile ihres Kapitals in die Reihe der Kapitaliſten . Iſt

ihr Kapital für die kaufmänniſchen Geſchäfte zu groß , ſo mag es gut ſein , daß ſie den Ueberſchuß auf
Unterpfand anlegt ; ſie begegnet dadurch dem Reize , ihr Kapital durch erleichterte Wechſeldiscontirung oder

Fauſtpfanddarlehen nutzbar zu machen und ſo Unternehmen ohne ſichere Grundlage hervorzurufen . Für
die Eigenthümer der Liegenſchaften entſpringt daraus der Vortheil , daß ſie ihren Kapitalbedarf zu billigen

Bedingungen erhalten . Die Bank muß ſich aber hüten , in ihren Darlehen auf Unterpfand die Grenze
des zu kaufmänniſchen Geſchäften entbehrlichen Kapitals zu überſchreiten , da ſie ſo wenig mit Sicherheit
erwarten kann , ſolche Darlehen nach Bedürfniß zurückzuerhalten , als ein raſcher Umſatz dem Weſen hypo⸗

thekariſcher Darlehen entſpricht .
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Ale . benannten Geſchäfte kann eine Bank , gleich dem Banquier , ohne Zettelausgabe betreiben und

in der That beſteht eine Reihe Banken ohne Zettel , welche ihr Kapital mit Vortheil dieſen Geſchäften

widmen .

Die neueſten engliſchen Bankgeſetze zielen dahin , die Zettelausgabe in England auf die Bank von

England zu vereinigen und die übrigen Banken , welche zur Zeit eigene Zettel haben , auf die gewöhnlichen

Bankgeſchäfte zurückzuführen .

Nichts iſt ungegründeter , als die Behauptung , daß eine Bank ohne das Recht der Notenausgabe

nicht beſtehen könne . Befindet ſich denn eine Bank in ſchlimmerer Lage, als ein einzelner Banquier ? Bei

gleichem Geſchäftsumfange haben beide beiläufig die gleichen Unkoſten ; in der Regel aber genießt eine auf

Geſellſchaftsrecht beruhende Bank den Vortheil des größeren Kapitals und eines geregelten Ganges der

Verwaltung , ohne die in Handelsgeſchäften erforderliche Beweglichkeit zu entbehren .

Die Zettel ſollen vorzugsweiſe das Mittel ſein , um das Bankgeſchäft recht einträglich zu machen ,
um feinen Ertrag von —5 auf —8 % und darüber zu ſteigern . Dieſer Vortheil fließt den erſten Ak —

tienbeſitzern zu , indem ſich der Preis der Aktien bald nach Maßgabe des laufenden Zinsfußes mit der Di —

vidende in das Gleichgewicht ſetzt , ſo daß die ſpäteren Aktienkäufer nur noch den gewöhnlichen Zins aus

dem bezahlten Aktienpreiſe beziehen . Jenes Vortheils wegen iſt den Gründern einer Bank an dem Rechte
der Zettelausgabe und an den Mitteln zu ſtarker Ausbreitung der Zettel alles gelegen . Großer Aktien⸗

gewinn ſoll der Preis ihrer Betriebſamkeit ſein .

Der Volkswirthſchaft leiſten die Bankzettel einen doppelten Nutzen . Sie vermehren in dem Maße ,

als ihre Menge den zur Einlöſung im Vorrathe gehaltenen Bankſchatz überſteigt , das produktive Kapital

und vermindern bei größeren Zahlungen die Arbeit und Koſten der Zahlungsgeſchäfte . Wenn die Staats —

wirthſchaftslehre gleichwohl im Gebrauche der Bankzettel die größte Vorſicht empfiehlt , ſo geſchieht es im
Hinblicke auf die Gefahren und Nachtheile , welche mit der Zettelausgabe verbunden ſind .

Adam Smith ſagt in ſeinem berühmten Werke über die Natur und die Urſachen des Nationalreich —

thums II . Buch , 2. Kap. ( Ueberſetzung von Garve , 3. Ausgabe von 1810 S . 77 ) :

„ Eine klug zu Werke gehende Bank legt , wenn ich mich der kühnen Metapher bedienen darf , einen

Fuhrweg durch die Luft an und macht es dadurch möglich , daß die Heerſtraßen großen Theils in Korn —

felder und Grasplätze verwandelt werden können : wodurch alſo das jährliche Erzeugniß des Bodens und

der Arbeit dieſes Landes anſehnlich vermehrt wird . Indeß muß man geſtehen , daß der Gewerbfleiß und der

Handel eines Landes , wenn er auf den dädaliſchen Flügeln des Papiergeldes gleichſam in den Lüften

ſchwebt , zwar vielleicht um etwas vermehrt werden kann , aber nicht ganz ſo ſicher iſt , als wenn er auf

dem feſten Boden von Gold und Silber ruht . Außer den Unfällen , welchen beide durch die Ungeſchicklich —
keit der Perſonen ausgeſetzt werden können , die dieſe Maſchine des Papiergeldes dirigiren , haben ſie, in

jenem Falle , noch manche andere Gefahren zu fürchten , vor welchen weder Klugheit noch Geſchicklichkeit
der Anführer ſie ſchützen kann . “

Wenn bei einer induſtriellen oder commerciellen Kriſe oder beim Ausbruche eines Krieges ein ſtarker

Andrang zur Bank wegen Einlöſung der Banknoten entſteht , ſo kann die Kaſſe , ſelbſt wenn Der Baarvor⸗

rath das gewöhnliche Maß überſtiegen hat , ſchnell erſchöpft und die Bank zur Einſtellung der Einlöſung

genöthigt ſein . Es nützt dann wenig , daß die Bank ein die umlaufende Notenmenge weit überſteigendes

Vermögen hat ; von dem Augenblicke an , wo ſie die Einlöſung einſtellt , ſinken ihre Noten gegen

klingende Münze , der zur Ausgabe der Note genöthigte Inhaber verliert theilweiſe ſein Eigenthum und
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der Verkehr geräth in Verwirrung . Noch ſchlimmer iſt es , wenn die Bank durch Feindesgewalt oder in

einem Volksauflauf ihren Baarvorrath oder gar ihr Vermögen einbüßt , indem alles Unheil der Ent —

werthung des Circulationsmittels das Land dann zu eben der Zeit trifft , wo es des Geldes am dringend —
ſten bedarf . Das Uebel iſt um ſo häufiger und zerrüttender , je mehr das Papier die klingende Münze ver —

drängt hat und je mehr es in den Beſitz des gemeinen Mannes gelangt iſt , den ſchon bei dem geringſten

Unfalle ein paniſcher Schrecken zur Bank treibt , um Baarſchaft für ſein Papier zu begehren . Je geringer
die Macht eines Landes und je mehr ſeine Grenze dem feindlichen Ueberfalle ausgeſetzt iſt , um ſo größer

iſt ſeine Gefahr und deſto dringender gebietet es die Vorſicht , daſſelbe vor einem Umlaufsmittel zu be -

wahren , welches durch einen Streich entwerthet werden kann .

Außer der Gefahr der Entwerthung ſteht der Zettelausgabe die Störung entgegen , welche die Volks —

wirthſchaft bei jeder fühlbaren Vermehrung oder Verminderung des Umlaufsmittels und bei den damit

verbundenen Preisſchwankungen des Geldes , welche den Geldwerth des Eigenthums unbeſtändig machen

und die Grundlage der Voranſchläge in Geſchäften verrücken , erleidet . Eine zur Zettelausgabe berechtigte
Bank iſt ſtets geneigt , durch übermäßige Kreditbewilligungen die umlaufenden Zettel zu vermehren , in

der Hoffnung , ihren Gewinn zu ſteigern . Sie verleitet dadurch in Handel und Gewerben zu ſchwindel —

haften , die Kräfte des Unternehmers und das Bedürfniß des Marktes überſteigenden Geſchäften , bis end —

lich die dem Auslande zu leiſtenden Baarzahlungen oder ſonſtige Ereigniſſe die Noten zur Bank zurück⸗
treiben und dieſe ſich genöthigt ſieht , ihre Kreditbewilligungen einzuſchränken , den hervorgerufenen Unter —

nehmungen ihre fernere Hülfe zu verſagen und ſie ihrem Schickſale zu überlaſſen , welches gewöhnlich
kein anderes , als der Zerfall zum Verderben der Unternehmer und zum Schaden des Landes iſt, nachdem
die Concurrenz vorher den beſonnenen Gewerbsmann benachtheiligt und der eingetretene Umſchwung auch

dieſem die Geldhülfe vertheuert hat .

Zu dieſen Nachtheilen geſellt ſich die Verfälſchung der Noten , welche bekanntlich den Inhabern mehr

Verluſte , als der Bank ſelbſt verurſacht .

Insbeſondere aber iſt die Sittenverderbniß zu beklagen , welche die Entwerthung der Noten , die Preis —

ſchwankungen des Geldes und die Begünſtigung ſchwindelhafter Unternehmungen zur Folge haben . Unter

ihrem Einfluſſe tritt das Jagen nach leichtem , ſchnellem Gewinne an die Stelle der Arbeitſamkeit und

Sparſamkeit ; Einfachheit und Häuslichkeit machen der Ueppigkeit und Verſchwendung Platz , das Eigen —

thum verliert an Anſehen , die Heiligkeit des Bewußtſeins der Redlichkeit wird erſchüttert .
Gegen ſolche Gefahren und Nachtheile iſt der aus dem Erſatze der klingenden Münze durch Papier

für das Land entſpringende Gewinn und die in den Banknoten B Erleichterung der Zahlungsge —⸗
ſchäfte von geringem Gewichte .

Gleichwohl aber erheben ſich viele Stimmen , auch beide landſtändiſche Kammern des Großherzog —
thums erklären ſich für die Errichtung einer Zettelbank . Handel und Induſtrie erwarten von ihr wegen

ihres Gewinnes aus den Noten billige Hülfe , die Induſtrie insbeſondere billige Kapitalien ; ſie ſoll ein

heilſames Gegengewicht gegen die einzelnen Banquiers werden ; ſie ſoll Baden in ſeinen Geldbedürfniſſen
von dem Auslande unabhängig machen ; ſie ſoll die Quellen des Wohlſtandes befruchten und der wirth —

ſchaftlichen Thätigkeit der Bürger Aufſchwung verleihen . —

Der großherzoglichen Regierung wird die Obſorge überlaſſen , den Gefahren und Nachtheilen zu

begegnen .
Wenn eine Bank für das Großherzogthum Baden errichtet wird , ſo kommt ſie zunächſt den Städten ,



wo die Haupt⸗ und Zweigbanken ihren Sitz haben , zu Statten . Das anſehnliche Kapital und der eigene

Kredit ſetzen die Bank in Stand , die den Geſchäften nachtheilige Wandelbarkeit des Zinsfußes in Discont⸗

und Darlehensgeſchäften zu mindern und bei vermehrtem Bedürfniſſe der Geldhülfe die Kreditbewilligungen

zu erweitern . Die Bedingungen , unter welchen die Bank ihre Hülfe gewährt , ſind bekannt . Sie vertheuert

ihre Hülfe nicht durch Proviſionen und Commiſſionsgebühren . Ihre Concurrenz nöthigt auch die einzelnen

Banquiers zu billigen Bedingungen ,

Alle diefe Dienſte fann und wird aber eine Bank leiſten , auh wenn fie feine Bettel ausgibt , und

eine Zettelbank varf ſie in erweitertem Maaße nur in dem Falle eintreten laffen, wenn ſie unter gewöhn⸗

lichen Umſtänden einen großen Bankſchatz zur Zetteleinlöſung angeſammelt hat .

Eine Zettelbank iſt ferner nicht minder , als jede andere , von den Bewegungen auf dem Geldmarkte

abhängig . Selbſt die mächtigſte Zettelbank unterliegt oder bringt ſich wenigſtens in Verlegenheit , wenn ſie

den Vorgängen auf dem Geldmarkte keine Rechnung tragen will . Eine badiſche Bank wird in ihren Ge —

ſchäftsbedingungen hauptſächlich von Frankfurt a. M. abhängig ſein , welches der Mittelpunkt des Geld -

verkehres für das ſüdweſtliche Deutſchland iſt , wo durch den Zuſammenfluß ſeiner Nachfrage und ſeines

Angebotes Mangel und Ueberfluß der verſchiedenen Plätze ſich ausgleichen .

Eine badiſche Bank darf den Zinsfuß in Disconto - und Darlehensgeſchäften nicht höher ſetzen , als

er in Frankfurt iſt , ſonſt wird man ihre Dienſte nicht ſuchen , ſondern ſich an Banquiers oder unmittelbar

nach Frankfurt wenden . Sie darf ihren Zinsfuß nicht niederer ſetzen , ſonſt werden ihre Mittel nach Frank⸗

furt abfließen . Hiernach iſt die Hoffnung , daß eine Zettelbank wegen ihres Gewinnes aus den Noten

dem Handel und der Induſtrie billige Dienſte leiſten werde , zu beurtheilen . Iſt aber die Meinung die ,

daß ſie ausſchließlich dem Handel und der Induſtrie Badens dieſe billigen Dienſte leiſten ſoll , wer unter⸗

ſcheidet dann , ob ein Badener für ſich oder im Auftrage eines Frankfurter Hauſes den Dienſt ſucht ? Oder

ſoll die badiſche Bank nur einzelnen ausgewählten Unternehmungen ihre Hülfe zu billigen Bedingungen zu

Theil werden laſſen ? Soll ſie berufen ſein , den vom ganzen Lande gewährten Vortheil aus den Bank⸗

noten zur Hervorrufung einer den Gewerbsgenoſſen erdrückenden Concurrenz einzelner Unternehmer zu ver —⸗

wenden ? Eine badiſche Bank wird und muß ihren Zinsfuß allgemein ſo hoch ſtellen , als es mit der

Abſicht , ihr Kapital gehörig zu beſchäftigen , vereinbar iſt . Um einen öfteren Wechſel in der Größe deſſel —⸗

ben zu vermeiden , um keine ſchwindelhaften Unternehmungen zu veranlaſſen und in Zeiten des Geldüber —

fluſſes einen großen Bankſchatz und in dieſem die Mittel zur Hülfe in Zeiten der Klemme zu ſammeln ,

muß ſie ſich bei niedrigem Zinsfuße auf dem Markte zu Frankfurt ſogar zur Beibehaltung eines etwas

höheren Satzes und zum Verzichte auf die dem mäßigeren Zinsfuße ſich zuwendenden Geſchäfte entſchließen

können .

Der Induſtrie zur Erweiterung des Gewerbsbetriebs Kapital zu verſchaffen , kann nur in dem Falle

Sache der Bank ſein , wenn ſie Darlehen auf Unterpfand gibt . Das dem kaufmänniſchen Geſchäfte ge⸗

widmete Bankkapital darf für ſolche Darlehen , deren Rückzahlung in beſtimmter kurzer Friſt nicht mit Sicher⸗

heit erwartet werden kann , nicht verwendet werden . Wenn aber der Eigenthümer einer Gewerbsanlage

ſicheres Unterpfand geben kann , wie es die Bank bei hypothekariſchen Darleihen verlangen wird , ſo hat er auch

ohne Bank Gelegenheit genug im Lande , ſich Kapital zu billigen Bedingungen zu verſchaffen . Es iſt von

der Bank nicht zu erwarten , daß ſie für ihre hypothekariſchen Darleihen einen unter dem landesüblichen

Maaße ſtehenden Zinsfuß bedingen wird , und das Kapital , was ihre Notenausgabe produktiv macht , iſt

zu geringfügig , um Einfluß auf den Zinsfuß auszuüben , und wird , gleich dem aus dem Auslande kom⸗
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menden Theile des Aktienkapitals der Bank , bei dem Streben des Zinsfußes nach gleichem Stande auf
dem ganzen durch einen regelmäßigen Handel verbundenen europäiſchen Markte eher entweder ſelbſt in

das Ausland abfließen oder anderes Kapital dahin verdrängen .

Kreditloſe endlich täuſchen ſich, wenn ſie Hülfe von einer Zettelbank erwarten . Eine Zettelbank iſt

es , abgeſehen von ihrem eigenen Intereſſe , den Inhabern ihrer Noten ſchuldig , nur gute Wechſel zu

discontiren und vollkommene Sicherheit für ihre Darleihen zu fordern . Wer keinen guten Wechſel anzu —

bieten und kein ſicheres Pfand zu geben im Stande iſt , wird kein Geld von der Bank erhalten . Der

Eigenthümer eines bedenklichen Wechſels muß ſich vorerſt gegen Zahlung einer Prämie Vertrauen genießende
Gewährsmänner für denſelben verſchaffen und er wird keine Urſache haben , ſich der billigen Bedingungen
zu freuen , unter welchen ſein Wechſel die Discontirung erlangt hat . Die dem Gewährsmanne bezahlte
Prämie vertheuert den Disconto um 1, 2 bis 4 Prozente für das Jahr .

Wenn nun weder der Vortheil des Zettelumlaufes gegenüber den Gefahren nund Nachtheilen deſſelben
die Zettelausgabe begründet , noch der Gewinn aus ſolcher auf die Bankverwaltung den Einfluß übt , daß

ſie Geldbedürftigen billigere Dienſte leiſtet , worin kann dennoch ein Beweggrund liegen , einer Bank die

Zettelausgabe zu geſtatten ?

Man gibt zur Antwort , daß eine Bank nicht ohne die Ermächtigung zur Zettelausgabe gegründet wird .

Wir laſſen die Richtigkeit dieſer Meinung dahin geſtellt ſein und erinnern nur an die Thatſache , daß
es viele Aktienbanken ohne Zettel gibt . Vielleicht iſt der Zeitpunkt nicht ferne , wo in Baden ebenfalls
eine ſolche gegründet würde . Angenommen jedoch , daß das Recht zur Zettelausgabe die Errichtung einer

Bank für das Großherzogthum bedingt , ſo liegt Die Frage vor , ob die von dem Zettelbankbetrieb unzertrenn —

lichen Gefahren und Nachtheile ſich auf einen ſolchen Grad vermindern laſſen , daß der geſammte Nutzen
einer Zettelbank dieſelben überwiegt .

Baden hat keinen Mittelpunkt für feinen Handels - und Geldverkehr , es bezieht die Rimeſſen für ſeine

auswärtigen Zahlungen meiſtens von Frankfurt und verſendet dorthin ſeine Tratten . Es wird auch durch
die Errichtung der Bank ein ſolcher Mittelpunkt nicht geſchaffen werden , da keine Stadt des Landes die

Mittel beſitzt , ſo ausgebreitete Handels - und Wechſelgeſchäfte zu treiben und nach allen Richtungen hin

ſolche Kredite zu geben und dorther zu empfangen , daß die Forderungen und Verbindlichkeiten auswärtiger
Handelsplätze in entgegenſetzter Richtung dort ihre Ausgleichung finden können . Das Discontogeſchäft einer

badiſchen Bank wird daher keinen großen Umfang erlangen .

Auch zu ausgedehnten Fauſtpfandgeſchäften für das Inland fehlt es an Gelegenheit , da es die zu

Fauſtpfändern für eine Zettelbank geeigneten Gegenſtände nicht in großer Menge beſitzt .

Belangreiche Contocurrentgeſchäfte ergeben ſich ebenfalls nur in einer großen Stadt mit lebhaftem
Umſatze , wo zahlreiche Geſchäftsleute in Ermangelung einer Bank namhafte Summen zur Erfüllung ihrer

Verbindlichkeiten in Bereitſchaft halten müſſen . Eine ſolche Stadt mangelt aber dem Großherzogthum .
Gelegenheit , um Geldvorräthe vorübergehend zu mäßigen Zinſen anzulegen , deren Annahme ſich

übrigens die Bank nach dem eingereichten Statutenentwurfe nicht zur Aufgabe machen würde , iſt bereits

in jeder größern Stadt des Landes dargeboten .

Hiernach findet ſich im Großherzogthum zu den wohlthätigſten und wichtigſten Geſchäften einer Bank

wenig Stoff und , wie darum ihre Wirkſamkeit für das Großherzogthum eine beſchränkte iſt , ſo wird auch

ihr Nutzen für daſſelbe nicht von Erheblichkeit ſein . — Um ein großes Kapital in guten Geſchäften nutzbar

zu machen , müßte ſie entweder einen beträchtlichen Theil deſſelben gegen Unterpfand ausleihen , was bei
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dem mäßigen Zinsfuße , welchen der Hypothekarſchuldner bereits genießt , kein weſentlicher Vortheil für das

Land wäre , oder ſie müßte im Auslande Beſchäftigung für einen Theil ihres Kapitals ſuchen , welches

dann den Nutzen der Anſtalt mit dem Großherzogthume theilte , während dieſes die Gefahren und Nad -

theile der Zettel allein zu tragen Hätte.

Sollte eine Zettelbank für das Großherzogthum errichtet werden , ungeachtet ihr das Land nicht genug

Stoff zu belangreichen Dienſten darbietet , ſo würde dies alfo vorausſetzen , daß die Gefahren und Nad -

theile auf ein gang geringes Maaf gebracht ſeien .

Der Geſichtspunkt der thunlichſten Einſchränkung der Schädlichkeit einer Zettelbank erfordert :

1) daß ſie keine unſicheren , ihren Kredit oder Beſtand gefährdenden Geſchäfte treibt ;

2) daß ſie durch ihre Kreditbewilligungen Schwindelgeſchäften , namentlich dem Börſenſpiele , keinen Vor⸗

ſchub thut ;

3 ) daß ſie ſich nicht durch übermäßige Ausdehnung ihrer Geſchäfte in die Nothwendigkeit verſetzt , bei

einem Umſchwunge der Dinge ſtarke Beſchränkungen eintreten zu laſſen ;

4) daß ſie den Disconto - und Zinsfuß nicht ohne gebieteriſche Urſache ändert ; :

5 ) daf ihre Zettel auf Siht unfehlbar eingelöst und lediglich für den Großhandel bemeſſen werden , in

deffen Zahlungen fie Erleichterung und Vortheil gewähren , dem gewöhnlichen Verkehre aber , dem ſie

unbequem ſind , fremd bleiben ;

6) daß die klingende Münze wirklich nur in großen Zahlungen durch die Zettel vertreten und ver⸗

drängt wird ;
|

7 ) daß die Bank Jedermann , der mit ihr in Verkehr tritt , unpartheiiſch behandelt .

Es gibt keine Einrichtung und keine Mittel , welche dieſen Anforderungen vollkommen Genüge leiſten. $

Selbſt eine Staatsbank vermeidet nicht alle Mißgriffe und ift gegen vorübergehende Discreditirung ihrer

Zettel durch gewaltſame Wegnahme des Bankſchatzes nicht ſicher . Das böchſte , was erlangt werden fann ,

iſt , daß Umſicht und Uneigennützigkeit das Ruder führen und daß die Bankverwaltung nichts thut , was

vorausſichtlich die Landeswohlfahrt beeinträchtigt . Die Mittel zur Erreichung dieſes Zieles ſehen wir :

a. in der genauen Bezeichnung des Geſchäftskreiſes Der Bank mit dem Verbote aller nicht benannten

Geſchäfte ;

b. in der Beſtimmung eines mäßigen Bankkapitals , in der Beſchränkung der Beleihung der Papiere ,

im Ausſchluſſe der Beleihung willkürlich erzeugbarer Werthe ;

c. in der Beſchränkung der Zettelausgabe , insbeſondere in der Aufhebung alles Gewinnes für die

Bank aus dem Uebermaße der Geſchäfte ;

d. in der Erſchwerung der Abänderung des Disconto - und Zinsfußes und in dem Erforderniſſe der

Zuſtimmung der Regierung ;

e. in der Obliegenheit der Unterhaltung eines reichen Bankſchatzes zur Erfüllung aller nicht befriſteten

Verbindlichkeiten und in der Beſtimmung eines Werthbetrags für die kleinſten Noten , welcher ſie im

kleinen Verkehre unbrauchbar macht ;

f. in der Abhaltung der Noten von den Staatskaſſen ;

g. in Beſtellung einer einſichtsvollen , wohlmeinenden , in ihrem Gange von der Regierung abhängigen

Verwaltung ;

h. in eindringlicher Aufſicht der Regierung mit der Befugniß zur Einſchreitung gegen alle mit dem
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öffentlichen Wohle unverträgliche , ſo wie gegen partheiiſche , einſeitigem Eigennutze , der Gunſt oder

dem Uebelwollen entſprungene Abſichten der Bankverwaltung .

Die von Hofrath Forsboom - Brentano und ſeinen Genoſſen überreichten gedruckten Statuten mit dem

ſchriftlichen Nachtrage ermangeln entſprechender, gewährleiſtender Beſtimmungen . Sie enthalten ſogar faſt

durchweg das Gegentheil der bezeichneten Erforderniſſe .

Wir bearbeiteten Daher den anliegenden * neuen Statutenentwurf , dem wir , damit das Reglement

nicht die Eigenſchaft einer Ergänzung erhalten muß , ſondern als Vollzugsverordnung in den Statuten die

Norm findet , alle weſentlichen Beſtimmungen einverleibten , ſo daß wir nun die Bearbeitung des Regle —

ments als eine Aufgabe der künftigen Bankverwaltung anſehen zu dürfen glauben .

Unſer Statutenentwurf gibt den ganzen Umfang der poſitiven und negativen Anforderungen , die wir

aus volkswirthſchaftlichen und finanziellen Gründen an eine Zettelbank machen , durch ſeine Beſtimmungen

kund . Wir entſchlagen uns Der Mühe , noch jeden einzelnen Artikel deſſelben zu begründen , und beſchrän —

ken uns auf folgende wenige Bemerkungen :

I. Ueber die Wahl des Ortes zum Sitze der Bank waren die Anſichten getheilt . Die Mehrheit hält

Mannheim für den paſſenden Platz , weil es die erſte Handelsſtadt des Landes iſt und unter dem dortigen

Handelsſtande die Fähigkeiten zur Verwaltung der Bank am meiſten zu finden ſind . Eine Stimme dagegen

erklärt ſich für Karlsruhe und begründet dieſe Anſicht , wie folgt :

„ Die Reſidenz , als der Centralpunkt des Landes , muß auch der Centralpunkt der Geldmacht

„ſein , welche durch die Bank gegründet wird .

„ Karlsruhe liegt in der Mitte , Mannheim am nordweſtlichen Ende des Landes .

„ Nur von hier aus läßt ſich die Staatsaufſicht auf die wirkſamſte Art üben . Nicht blos

„ der Commiſſär , den die Regierung ſpeciell abordnet , ſondern auch die Behörden , von welchen

„ er ſeine Inſtruktionen zu empfangen hat , müſſen am Sitze der Bank ſein , um in wichtigen und

„dringenden Fällen , ohne lange Korreſpondenzen , entſcheiden zu können . Der Art . 95 des neuen

„ Statuts enthält die zweckmäßige Beſtimmung , daß keine Maßregel , gegen welche der Regierungs⸗

„bevollmächtigte Einſprache erhebt , zur Ausführung kommen kann , bevor ſich die Bankverwaltung

„ mit der großherzoglichen Regierung darüber verſtändigt hat . Eine ſolche Verſtändigung ſo raſch

„ als thunlich herbeizuführen , liegt gewiß im Intereſſe der Bank , würde aber ſehr erſchwert durch

„die Entfernung des Sitzes derſelben von jenem der großherzoglichen Staatsregierung . “
II . Nach Art . 2 bis 4 unſeres Entwurfes ſoll das Bankkapital höchſtens 5 und mindeſtens 3 Mil⸗

lionen Gulden betragen . Wenn wir auf die Größe des Grundkapitals anderer Zettelbanken hinſehen , ſo

möchten wir glauben , daß ein Kapital von 5 Millionen Gulden nicht auf erſprießliche Weiſe nutzbar

gemacht werden kann , ohne daß ein Theil deſſelben gegen Unterpfand ausgeliehen wird . Jedenfalls wird

es für den Anfang genügen . Sollte die Erfahrung dereinſt das Bedürfniß eines größeren Kapitales kund

geben , ſo kann die Vermehrung allezeit geſchehen . Jetzt ſchon das Kapital höher zu beſtimmen , halten

wir nicht für rathſam .
Die Gründer der Bank wollten nach Art . 2 und 29 des von ihnen überreichten Statutenentwurfs

mit einem Kapitale von 3½ Millionen Gulden das Geſchäft beginnen und fih 67⁄4 Millionen zur Specu -

lation auf Aktiengewinn vorbehalten .
III . Zur Annahme der Noten iſt nach Art . 27 unſeres Entwurfes Niemand verpflichtet . Es ſteht

* Siehe Anlage III .



der Gr . Regierung alſo frei , ſie bei den Staatskaſſen zuzulaſſen oder nicht . Der Zulaſſung ſtehen aber

gewichtige Gründe entgegen :

1) ſie können bei den Staatskaſſen nicht angenommen werden , ohne daß eine größere Menge klingender
Münze aus dem Lande verdrängt wird , als ihre Beſtimmung , dem Großhandel die Zahlungsge —

ſchäfte zu erleichtern und minder koſtſpielig zu machen , erheiſcht ;

2) die Finanzverwaltung würde durch die Zulaſſung der Bankzettel bei den Staatskaſſen ihre Kräfte

an den Kredit der Bank ketten und ſich der Gefahr Preis geben , in der Zeit der größten Bedräng —

niß ohne Geldmittel zu ſein ;

3 ) die Staatskaſſen würden durch die Annahme der Bankzettel gewiſſermaßen Agenturen der Bank , ſo

fern ſie die klingende Münze an alle Orte beiſchaffen müßten , um es der Bank zu ermöglichen ,
überall hin ihre Zahlungen in Bankzetteln zu verſenden .

Aus dieſen Gründen , denen nur der größere Gewinn aus den Noten als Gegengewicht gegenüber —

ſteht , ſprechen wir uns gegen die Zulaſſung der Bankzettel bei den Staatskaſſen aus .

IV . Art . 28 unſeres Entwurfes beſchränkt die umlaufende Notenmenge auf die Summe von 2½ Mil —

lionen Gulden und Art . 29 fordert , daß der Vorrath an klingender Münze zur Einlöſung der Noten min⸗

deſtens g Der umlaufenden Notenmenge betrage . Ob der höchſte Sag der umlaufenden Noten zu

2 Millionen Gulden ganz angemeſſen beſtimmt iſt , iſt ſchwer zu beurtheilen . Die Erfahrung wird

darüber entſcheiden . Wir möchten aber glauben , daß unſer Verkehr , wenn die kleinſten Noten auf 50 fl.
lauten und die Staatskaſſen keine Noten zulaſſen , kaum fähig iſt , eine Notenmenge von 2½ Millionen

Gulden aufzunehmen .

Falls die Ausgabe einer größeren Notenmenge geſtattet wird , dürfte die Vorſicht die Bedingung ge —

bieten , daß für y von 2½ bis 3 Millionen Gulden und für den ganzen Mehrbetrag klingende Münze

vorräthig zu halten ſei . Das neueſte engliſche Geſetz über das Zettelweſen gibt ſolche Vorſchriften . Das

Land wird auf dieſe Weiſe der Gefahr der Einſtellung der Baarzahlung bei commerziellen Kriſen enthoben
und vor allzuſtarkem Abfluße des Metallgeldes in das Ausland bewahrt . Dagegen ſteigt freilich in einem

dem feindlichen Ueberfalle fo ausgeſetzten Lande , wie Baden , mit dem Baarvorrathe die Gefahr der Ent -

werthung der Banknoten durch Plünderung der Bank .

V. Art . 30 unſeres Entwurfes beſtimmt , daß die Bank 2 / * der mittleren umlaufenden Notenmenge
als Vergütung für das Recht der Zettelausgabe an die Staatscaſſe entrichten ſoll . Wir hatten bei dieſer

Beſtimmung nebſt der finanziellen Abſicht , dem Staate den Vortheil , den er ſich durch die Ausgabe von

Papiergeld verſchaffen kann , zu erhalten und demſelben gleichſam eine Prämie für die mit dem Zettelum —

laufe verbundenen Gefahren und Nachtheile zuzuwenden — den volkswirthſchaftlichen Zweck im Auge , durch
Entziehung des in dem Gewinne aus den Noten liegenden Reizes zur übermäßigen Notenausgabe den

Zettelumlauf auf die Zahlungsgeſchäfte des Großhandels zu beſchränken . Wenn die Bank eine Baarſchaft
im Betrage von /½/ der umlaufenden Notenmenge zur Einlöſung der Noten vorräthig hält und dem Staate

eine Vergütung von 2 / der mittleren umlaufenden Notenmenge gibt , ſo wird ihr kein erheblicher Vor —

theil aus den Noten erübrigen und der Staatskaſſe aus der Uebertragung des Rechts der Notenausgabe
an die Bank kein erheblicher Verluſt entſtehen . Wenn die Mittel , welche die Notenausgabe der Bank

verſchafft , 4 % abwerfen , ſo beträgt der Ertrag der ganzen umlaufenden Notenmenge bei einem Baar -

* Ein Kommiſſionsmitglied Hält die Vergütung von 2 0/ für zu hoch.
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vorrathe von ½/ derſelben 2 / . Erhält hievon der Staat 2 , ſo bleiben der Bank 7½ / , aus

welchen ſie die Koſten der Zettel und des Zettelgeſchäftes decken muß , während bei größerem Baarvor —

rathe noch ein Ausfall am Ertrage der Zettel entſteht .

Unſer Entwurf ſtellt der Zettelbank die Aufgabe , dem Lande allen durch den Betrieb der in der Er —

fahrung bewährten Bankgeſchäfte — in Verbindung mit dem Zettelumlaufe —erzielbaren Nutzen zu bringen ,

in ihrer Wirkſamkeit aber ein Maaß und eine Weiſe zu beobachten , welche das Land vor Schaden möglichſt

bewahrt . Wir glauben , daß die in unſerem Entwurfe gegebene Verfaſſung — gehörig gehandhabt — die

Gefahren und Nachtheile einer auf Geſellſchaftsrecht beruhenden Zettelbank mit ſelbſtbeſtellter Verwaltung

auf das geringſte Maaß herabſetzt . Dennnoch aber bezweifeln wir bei dem engen Felde zu nützlicher Thä —

tigkeit , welches Baden einer Zettelbank darbietet , daß eine ſolche auf die Dauer überwiegend wohlthätige

Wirkung äußern würde , da Baden — unter der Wirkſamkeit einer Zettelbank —trotz aller Vorſicht doch

bei jedem Kriege zwiſchen Deutſchland und Frankreich der Gefahr der Plünderung des Bankſchatzes , und

folgeweiſe der Zerrüttung ſeines Verkehres und der Lähmung ſeiner Geldkräfte in einer Zeit , wo es aller

ſeiner Hülfsquellen am nöthigſten bedarf , ausgeſetzt wäre .

Die Thatſache , daß dennnoch Bankzettel und Caſſenſcheine als Papiergeld im Lande curſiren , halten

wir für eine in der vorliegenden Frage kaum beachtenswerthe Erſcheinung , ſowohl weil dieſe fremden Pa —

piere , kaum eingebracht , ſtets ſchnell wieder in ihre Heimath zurückgehen , als auch , weil ihr Betrag ver —

hältnißmäßig doch geringfügig und , wie keine gleichzeitige Entwerthung aller Gattungen , ſo auch kein nam —

hafter Verluſt an denſelben zu befürchten iſt .

Sollte die Gr . Regierung ungeachtet der unvermeidlichen Gefahren geneigt ſein , die Errichtung einer

Zettelbank zu geſtatten , ſo erübrigt uns nur der Wunſch , daß keine ungünſtigen oder unheilvollen Bedin —

gungen eingegangen und der gegenwärtigen Geldklemme keine Opfer gebracht werden . Wir ſind überzeugt ,

daf bei beſſerem Stande des Geldmarktes , wenn es wieder Mühe koſtet , große Capitalien zu 3½ ſicher

unterzubringen , alle wünſchenswerthen Bedingungen erlangt werden .

Wir haben unſeren Statutenentwurf dem Hofrathe Forsboom - Brentano mit Schreiben vom 9. Febr .

d. J . in Abſchrift zur Erklärung zugeſtellt . Am 3. März d. J . hatten wir mit Forsboom - Brentano , La⸗

denburg und Lauer eine Beſprechung über die Hauptpunkte , welcher die anliegende Erklärung derſelben

vom 13 . März d. J . folgte, “ die nachſtehende von unſerem Entwurfe abweichende Beſtimmungen begehrt :

Sk

Die Einzeichnungen im Großherzogthume Baden geſchehen an den Hauptplätzen gegen ſofortige Hin⸗

terlegung von 10 % in Baar oder ſoliden Papieren bis zur Summe von 2 Millionen Gulden .

Hierfür wird ein Tag beſtimmt , nachdem 14 Tage vorher die desfallſige Bekanntmachung erlaſſen

worden iſt .

Sa

Die Bankgründer haben in Gemeinfhaft mit einem Regierungscommiſſär die Einzeichnungen zu

prüfen und die Repartition zu beſtimmen . Dabei ſollen alle gezeichneten Beträge bis 5000 fl. vor Allem ,

wenn thunlich , zu voll berückſichtigt werden und eine etwa nöthig werdende Reduction nur bei den Summen

über 5000 fl. eintreten .

Das Bankkapital wird auf 5 Millionen Gulden feſtgeſetzt , wovon 3 Millionen als Aktien Lit . 4

* Siehe Anlage IV.



zu voll einbezahlt werden und die übrigen 2 Millionen als Aktien Lit . B eine ſofortige Anzahlung von

5 , erhalten , jedoch erft bann zu weiteren Einzahlungen verpflichtet find , nahdem die 3 Millionen Lit . A

vollſtändig einbezahlt worden ſind . Die Gründer übernehmen nach erhaltener Conceſſion ſofort das ganze

Bankkapital verbindlich . Sie haben daher auch für diejenigen Beträge , welche von den dem Lande nach

§. 1 anzubietenden 2 Millionen etwa nicht gezeichnet würden , aufzukommen .

§. 4.

Bei einem Bankkapitale von 5 Millionen ſollen 2½ Millionen Banknoten emittirt werden , mit dem

Vorbehalt einer weiteren Emiſſion , vorgängiger Verſtändigung mit der Regierung , wenn es die Ausdeh —

nung des Geſchäftes erheiſcht .

Minimum der auszugebenden Noten 10 f .

90 ;

Bei allen Staatsfaffen find diefe Noten , wie baares Ge anzunehmen . Es fann aber deren Baar -

einlöſung ſofort wieder verlangt werden .

Sa :

Die Participation für den Staat an dem Gewinn der emittirten Banknoten wird in der Art ge —

griffen , daß die Bank dem Staate ſowohl dafür , als auch für die Beſteuerung , alſo für beide

Gegenſtände zuſammen , eine Betheiligung am jährlichen Nutzen der ſämmtlichen Bankoperationen abtritt .

Dieſe Betheiligung am Nutzen beginnt erſt nach den erſten 3 Jahren , von der Gründung der Bank an

gerechnet , und findet nach einer gewiſſen Skala ſtatt , ſo zwar , daß der Staat bei einem reinen Nutzen

von 4 % keine Gewinnquote , und bei einem Reinertrage von 5 %/ und darüber einen Gewinnantheil von

von Allem erhalten würde , was über %é an die Aktionäre jährlich zur Vertheilung gelangt .

§. 8.

Die 5 Frankenthaler dürfen von der Bank in Zahlung angenommen und ausgegeben werden . —

Dieſe Beſtimmungen werden als theils nothwendig , theils wünſchenswerth bezeichnet und vorbehalt —

lich der Verhandlung über die übrigen Theile der Statuten vorerſt der Entſchließung der Gr . Regierung

unterſtellt .

Es liegt uns ob, ſie einzeln zu beleuchten .

3u

Unſer Statutenentwurf verlangt , daß dem Inlande für 3 Millionen Gulden Aktien angeboten wer —

den . Die Erklärung der Bankunternehmer beſchränkt den dem Inlande anzubietenden Betrag auf 2 Mil⸗

lionen Gulden .

Käme das Bankunternehmen bald zur Ausführung , ſo glauben wir , daß ſich das Inland nicht ein —

mal bis zur Summe von 2 Millionen Gulden betheiligen würde . Gleichwohl finden wir es unpaſſend ,

daß die Unternehmung ſchon durch die Statuten dem Auslande überliefert wird . Wenn wir auh Aus -

länder zu Hülfe nehmen müſſen , ſo dürfen wir doch dem Inlande das Uebergewicht nicht durch die Sta —

tuten entziehen und dem Inländer nicht zu Gunſten des Ausländers die Gelegenheit abſchneiden , ſein

Kapital vortheilhaft anzulegen . Wir können daher der Ermäßigung des dem Inlande anzubietenden Ak —

tienkapitals von 3 auf 2 Millionen Gulden nicht beiſtimmen .

Die Zeit von 14 Tagen zur Ankündigung der Unterzeichnung ſcheint uns zu kurz zu ſein .
7 %*
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Die Forderung aber , daf der Unterzeihner 10 % des Kapitals der übernommenen Aktien baar

oder in guten Papieren hinterlege , erkennen wir als eine nothwendige Vorſicht an .

Zu F. 2.

Wir ziehen dem Vorſchlage der Bankunternehmer , welcher an dem Mangel leidet , daß er keine

ausreichende Regel für die Ermäßigung der herabzuſetzenden Einzeichnungen gibt und die Geltung des Re —

gierungscommiſſärs gegenüber den Bankunternehmern nicht feſtſetzt , die alle Willkür abſchneidende , ent —

ſprechende Beſtimmung im Art . 3 unſeres Statutenentwurfes vor .

Zu F. 3.

Ohne ein anſehnliches Kapital zu wagen , wollen die Unternehmer über eine große Zahl Aktien ge⸗
bieten , um ſie bei günſtigem Curſe mit Gewinn zu veräußern . Das Kapital kann um ſo einträglicher
umgetrieben und die Dividende wird deſto größer werden , wenn die Einzahlungen einſtweilen nur bis

auf 3,100,000 fl. ſteigen . Wer verbürgt uns bei dem lockenden Aktiengewinne , daß niht die ganze Wirth -

ſchaft auf den Augenblick bemeſſen würde , wo die Aktien , auf welche nur 5 8einbezahlt ſind , auf den

Markt gebracht werden ſollen ? Möglicher Weiſe würde es auch an Künſten nicht fehlen , um die Divi⸗
dende und den Aktiencurs zu ſchrauben . So könnte es ſich zutragen , daß die Unternehmer an dieſen
Aktien das 10fache der Einzahlung gewännen . Wie es gefährlich iſt , denjenigen Perſonen , welche in der

erſten Zeit den ſtärkſten Einfluß auf die Bankverwaltung üben , einen ſo mächtigen Reiz zur Erkünſtelung
eines großen Gewinnes zu geben , ſo iſt auch gar kein Grund abzuſehen , warum die ſogenannten Gründer

der Bank von dem Kapitale , was ſie in die Unternehmung wagen , einen größeren Gewinn ziehen ſollen ,
als andere Aktionäre . Wird Gewinn an den Aktien gemacht , ſo ſoll er jedem Aktionäre in dem Maaße
zufließen , als er die Wagniß getragen hat , nicht den reichſten allein , theilweiſe , ſo zu ſagen , ohne Gefahr .

In dieſem Sinne ſind die Artikel 7 und 90 unſeres Statutenentwurfes verfaßt , deren Aufrechthal —
tung wir beantragen .

Bu ÇA
Ob es auf die Befugniß abgeſehen ift , unabhängig von der Größe des einbezahlten Kapitals für

2½ % Millionen Gulden Banknoten in Umlauf zu ſetzen , iſt nicht klar ausgedrückt . Wir würden aber die

Ertheilung dieſer Befugniß widerrathen , weil ihr Gebrauch die Dividende bei einem kleinen einbezahlten
Theile des Aktienkapitals übermäßig ſteigert , und eine Täuſchung über den Werth der Aktien begünſtigt .

Eben ſo halten wir für unräthlich , Ausſicht auf die Erlaubniß zur Vergrößerung der Notenausgabe
zu eröffnen , weil eine ſolche Zuſicherung unzeitigem Andrange den Weg anbahnt .

ZU N D

3n der Erwägung , daß Banknoten nur in größeren Zahlungen Vortheil gewähren , und von der

Abſicht geleitet , durch Ausſchließung der Banknoten von dem kleinen Verkehr , für welchen klingende Münze
ein geeigneteres Zahlungsmittel iſt , als Papier , dem Lande die Metalleirculation , für deren Verbeſſerung
es fortwährend große Koſten aufwendet , ſo weit es bei gleichzeitiger Obſorge für die Bedürfniſſe des

Großhandels möglich iſt , zu erhalten und es vor den Nachtheilen und Gefahren des Papierumlaufs thun —
lichſt zu bewahren , haben wir die kleinſten Banknoten zu 50 fl. beſtimmt . Die Bankunternehmer , um

das Bankgeſchäft recht erträglich zu machen und der Gefahr , das Land mit Noten zu überſchwemmen ,

uneingedenk , verlangen das Recht , 10 fl. Noten als die kleinſten auszugeben .
Dieſer Punkt iſt einer derjenigen , in welchen Nachgiebigkeit das größte Unheil bringen kann .



Die Bank von England gibt keine Noten unter 5 Pfund Sterling aus . Die kleinſten Noten der Bank

von Frankreich lauten auf 500 Fr . Die kleinſten Noten der franzöſiſchen Departementalbanken auf 250 Fr .

Der leipziger Bank ſind keine Noten unter 20 Thlr . geſtattet .

Die öſtreichiſche Bank dagegen hat Noten von 5 fl. im 20 fl . Fuße , die bayeriſche 10 fl. Noten . Auf

ſie wird man ſich berufen . Baden kann aber in der Bankſache weder Oeſtreich , noch Bayern an die

Seite geſtellt werden , da die Banken dieſer beiden Staaten eigenthümliche Aufgaben hatten , deren Ber -

folgung die Regierungen zur Verwilligung kleiner Noten drängte .

Die öſtreichiſche Bank wurde gegründet , um an die Stelle eines im Werthe geſunkenen , wegen

ſeiner Schwankungen und wegen ſeines ungleichen Preiſes an verſchiedenen Orten zum Umlaufe untauglich

gewordenen Papier - und Kupfergeldes Banknoten yon feſtem Werthe zu ſetzen und ſo dem gänzlich zer —

rütteten Verkehre wieder aufzuhelfen .

Die bayeriſche Bank , in der Hauptſache eine Hypothekenbank , wurde errichtet , um den großen und

kleinen Grundeigenthümern , welche dem verderblichſten Wucher unterworfen waren und bei der beſten Si —

cherheit keine billigen Kapitalien erlangen konnten , Darleihen zu mäßigen Zinſen zu geben .

Beide Banken erfüllten ihre Aufgabe .

Einer badiſchen Bank iſt eine ähnliche Aufgabe nicht geſtellt . Kein Bedürfniß drängt , das Geld des

Kapitaliſten durch Verwilligung großer Vortheile für ein Bankgeſchäft flüſſig zu machen . Die badiſche

Regierung iſt vielmehr in der glücklichen Lage , daß fie ihre Verwilligungen lediglich nach dem volkswirth⸗

ſchaftlichen Nutzen des Zettelbankbetriebs , deſſen Gefahren und Nachtheilen gegenüber , zu bemeſſen hat .

Die nicht belangreichen Vortheile eines Bankgeſchäftes für das Großherzogthum können aber den gefahr —

vollen Verſuch , den geſammten Verkehr des Landes dem Schaukelweſen einer Papierwirthſchaft Preis zu

geben , in keiner Weiſe begründen .

Wir beharren bei der Anſicht , daß die kleinſten Noten zu 50 fl. zu beſtimmen ſind .

Zu F. 6.

Die Frage über die Zuläßigkeit der Banknoten bei den Staatskaſſen haben wir oben unter Ziff . III

erörtert . Wir haben uns gegen die Annahme ausgeſprochen . Dort iſt übrigens nur von freiwilliger

Zulaſſung die Rede , während die Bankunternehmer eine Verbindlichkeit der Staatskaſſen zur Annahme der

Banknoten in Anſpruch nehmen .

Was wäre die Folge , einer ſolchen Verbindlichkeit , wenn ein unglückliches Ereigniß die Bank nö—⸗

thigte , die Einlöſung der Noten auf Sicht einzuſtellen ?
Die Noten würden den Staatskaſſen zugetragen werden , welche ſich , ſtatt mit Geld , mit ver⸗

ſchmähtem Papier füllen würden , die Staatsverwaltung wäre gelähmt nnd mit dem Bankkredite zugleich

der Staatskredit erſchüttert .

Wenn dem badiſchen Lande ſein Metallgeld lieb iſt und die Gr . Regierung ihre Kraft ehrt , ſo

müſſen die Banknoten von den Staatskaſſen ausgeſchloſſen werden .

SN

Der Befteuerung unterliegt die Ban ? nah Maaßgabe des Gewerbſteuergeſetzes . Es beſteht kein

Grund , eine Ausnahme , die übrigens nur durch ein Geſetz eingeräumt werden könnte , für ſie zu verwilligen .

Ein Verzicht auf die Vergütung für die Verleihung des Rechts zur Notenausgabe in den erſten

3 Jahren würde die Aktienkäufer 3 Jahre lang über den Ertrag der Bank täuſchen , wozu der Staat die

Hand nicht bieten kann .



Gine nah dem Ueberſchuſſe des Ertrags der Bank über 5 % des Aktienkapitals bemeſſene Vergütung

für das Recht der Notenausgabe würde endlich nicht nur der Verwilligung des Staates nicht entſprechen ,

ſondern auch ſeiner Stellung gegen die Bank durchaus widerſtreiten .

Wenn der Staat der Bank das Recht der Notenausgabe verleiht , ſo gebührt ihm eine Vergütung

im Verhältniſſe zu dem durch dieſes Recht der Bank zufließenden Vortheile , den er ſelbſt unmittelbar be —

ziehen könnte , deſſen er ſich aber zu Gunſten der Bank begibt . Der Art . 30 unſeres Statutenentwurfs

iſt nach dieſem Geſichtspunkte verfaßt . Wir könnten es nicht mißbilligen , wenn die Vergütung nach dem

Unterſchiede der Summe der umlaufenden Notenmenge und des zu deren Einlöſung vorräthigen Bank —

ſchatzes bemeſſen würde . Auch wollen wir nicht ſchlechterdings behaupten , daß die Größe der von uns an —

geſetzten Vergütung die angemeſſenſte iſt , aber für ſachgemäß erkennen wir nur eine Beſtimmung , welche
den Maßſtab der Vergütung dem der Bank eingeräumten Vortheile anpaßt und ihr den Reiz zu über⸗

mäßiger Banknotenausgabe benimmt .

Die von den Bankunternehmern angebotene Vergütung iſt , abgeſehen von der Bemeſſungsweiſe und

dem Betrage , der Stellung der Regierung gegen die Bank zuwider , weil ſie der Regierung in finanzieller

Beziehung ein Intereſſe an einem hohen Ertrage der Bank einflößt , während dieſelbe in volkswirthſchaft —

licher Beziehung die Aufgabe hat , den Geſchäftsbetrieb der Bank ohne Rückſicht auf deren Vortheil in

ſolchen Schranken zu halten , daß er dem Lande keinen Schaden verurſacht .

Zu §. 8.

Zwang zur Annahme der 5 Frankenthaler iſt unſtatthaft .
Nur die Landesmünze — der Gulden — und der durch den Gebrauch und durch die Convention

vom 25 . Aug. 1837 Art . XIV . ( Regierungsblatt S . 387 ) gleichgeſtellte Kronenthaler zu 2 fl. 42 kr . haben

einen feſten Preis . Jede andere Münze ſteigt und fällt gegen den Gulden in ihrem Preiſe nach dem

Verhältniſſe der Nachfrage zum Angebote . So gilt der 5 Frankenthaler bald 2 fl. 20 kr . , bald mehr ,

bald weniger , und wenn er im Verkehre mit der Bank zu 2 fl. 20 kr . angenommen werden müßte , ſo

würde bald dieſe, bald der Geſchäftsmann gewinnen oder verlieren , in der Regel aber wüßte ſich die Bank

durch gleichbaldige Wiederausgabe der eingegangenen 5 Frankenthaler bei niedrigem Curſe derſelben vor

Schaden zu bewahren oder ſich durch Zufuhr ſolcher Münze ſogar noch ungebührlichen Vortheil zu ver —

ſchaffen , während der Geſchäftsmann außer Stand wäre , den Schaden von ſich abzuwenden . —

Wir müſſen ſonach in allen Stücken , die Veranſtaltung der Aktienzeichnung und Sicherheitsleiſtung
der Aktienzeichner ausgenommen , auf Abweiſung der von den Bankunternehmern in ihrer Erklärung vom

13 . März d. J . aufgeſtellten Forderungen antragen . :

Erfolgt dieſe Abweiſung , ſo wird ſich wahrſcheinlich die Unterhandlung zerſchlagen . Schon der Aus —

ſchluß der Banknoten von den Staatskaſſen wird dem Vernehmen nach hinreichen , um von weiterer Ver —

folgung des Bankprojects abwendig zu machen .

Wir werden dieß nicht beklagen , ſondern von beſſerer Zeit beſſere Bedingungen erwarten .

Karlsruhe , den 22. März 1847 .

ÅN
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